
Verwaltungsgericht der Freien Hansestadt Bremen 

7 K 1196/21 

Im Namen des Volke 

Urteil 

In der Verwaltungsrechtssacrre1ot ! 
i•OO••••••••••••••••••••••• 

des Herrn  

- Kläger-

Prozessbevollmächtigte: 
Deutscher Gewerkschaftsbund Rechtsschutz GmbH, Büro Bremen, 
Bahnhofsplatz 22 - 28, 28195 Bremen, - 00975-21/gw/ma -

g e g e n

die 

- Beklagte-

Prozessbevollmächtigte: 

hat das Verwaltungsgericht der Freien Hansestadt Bremen - 7. Kammer - durch den 
Vorsitzenden . Richter am Verwaltungsgericht ..., Richterin am 
Verwaltungsgericht ... und Richterin ... sowie die ehrenamtlichen Richter Herr ... und 
Frau ... ohne mündliche Verhandlung am 20. September 2022 für Recht 
erkannt:

Die Beklagte wird unter Aufhebung des Bescheides der P. vom 

7. August 2020 in der Gestalt des 

Widerspruchsbescheides der P. vom 12. Mai 2021 :verpflichtet, 

dem Kläger zu bestätigen, dass sich der mit 
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Unfallanzeige vom 17. März 2020 angezeigte Vorfall vom 
10. März 2020 in Ausübung des Dienstes ereignet hat

Die Kosten des Verfahrens trägt die Beklagte. 

Das Urteil ist wegen der Kosten vorläufig vollstreckbar. Die Beklagte 
darf die Vollstreckung gegen Sicherheitsleistung in Höhe von 110 % 
des aufgrund des Urteils vollstreckbaren Betrages abwenden, wenn 
nicht der Kläger vor der Vollstreckung Sicherheit in Höhe von 110 % 
des jeweils zu vollstreckenden Betrages leistet. 

Tatbestand 

Der Kläger begehrt die Bestätigung der Beklagten, dass sich der streitgegenständliche 

Vorfall in Ausübung seines Dienstes ereignet hat. 

Der 1995 geborene Kläger ist im Polizeidienst der Beklagten tätig und verbeamtet. Am 

10. März 2020 um 20.47 Uhr wurde der Kläger gemeinsam mit einem Kollegen zu einem

Verkehrsunfall gerufen, wo er sodann zusammen mit dem Kollegen eine verunglückte 

Person reanimieren musste. Bei dem Reanimierungsversuch verlor die verunfallte Person 

sehr viel Blut. Das Blut kam dabei sowohl aus dem Mund, als auch aus deni Hinterkopf der 

Person. Die verunfallte Person verstarb noch während der Reanimationsversuche. 

Mit ausgefülltem Formblatt vom 17. März 2020 zeigte der Kläger das Geschehen vom 

10. März 2020 als Unfall bei der Beklagten an. Dabei gab der Kläger unter anderem an,

dass er keine Körperschäden als Unfallfolge erlitten habe. 

Mit Bescheid vom 7. August 2020 der P. erklärte diese, dass sie den Antrag des Klägers 

auf Anerkennung des Vorfalls vom 10. März 2020 als Dienstunfall ablehne. Als 

Begründung führte sie aus, das beschriebene Ereignis lasse keine psychische Störung bei 

erfahrenen Beamten und Beamtinnen erwarten. Die Vermutung des § 34 Abs. 6 des 

Bremischen Beamtenversorgungsgesetzes (BremBeamtVG) würde vorliegend nicht 

greifen. Die Anforderungen an die tägliche Arbeit der Beamten und Beamtinnen von Polizei 

und Rettungseinheiten und die damit einhergehende besondere Ausbildung ließen auf eine 

gewisse Robustheit schließen. Dass aufgrund des beschriebenen Ereignisses im Dienst 

eine vergleichbare psychische Störung, wie sie in § 34 Abs. 6 · BremBeamtVG 

angenommen sei, bei erfahrenen Beamten und Beamtinnen regelmäßig zu erwarten wäre, 

sei nicht erkennbar. 

Der Kläger legte mit Schreiben vom 9. September 2020 Widerspruch ein, den er damit 

begründete, das·s der Vorfall vom 10. März 2020 geeignet sei, eine psychische Störung zu 

verursachen. Er zeige infolge des Ereignisses zwar bisher keine Symptome, die für eine 
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Posttraumatische Belastungsstörung (PTBS) oder eine vergleichbare psychische 

Erkrankung .spreche_n könnten. Es. sei jedoch nicht auszuschließen, dass sich bei ihm 

infolge des Ereignisses eine PTBS entwickle. Eine solche Störung würde sich oft erst nach 

Monaten oder Jahren nach dem Ereignis bemerkbar machen. Gern.' §. 34 

Abs. 6 BremBeamtVG sei zu vermuten, dass er der Gefahr einer psychischen Störung 

ausgesetzt gewesen sei. Er sei zudem noch recht jung, sodass der Argumentation der 

Beklagten nicht gefolgt werden könne. Außerdem sei eine solche Situation für jeden 

Menschen schwer zu ertragen, sodass immer eine individuelle Betrachtung nötig sei. 

Di� P. wies den Widerspruch des Klägers mit Widerspruchsbesch.eid vom 12. Mai 2021 

unter Wiederholung und Vertiefung der Gründe des Ausgangsbescheides zurück. Es 

fehle an einem adäquaten Unfallereignis. Die Reanimation einer fremden Person, 

welche kurz darauf verstirbt, erfülle nicht die. Voraussetzung, der Gefahr einer 

psychischen Störung in besonderer Weise ausgesetzt gewesen zu sein. Der Kläger hätte 

sich mental auf den Einsatz einstellen können. Die Situation habe den Kläger nicht mit 

einem katastrophalen Ereignis, das bei fast jedem eine tiefe Verzweiflung hervorrufen 

würde, konfrontiert. Die geforderte Kausalität einer möglicherweise noch folgenden 

Erkrankung zum Unfallereignis sei nicht gegeben. 

Der Kläger hat am 11. _Juni 2021 Klage erhoben. Zur Begründung wiederholt und vertieft 

er seine Gründe des Widerspruchs. Gemäß§ 34 Abs. 1 BremBeamtVG sei ein Dienstunfall 

ein auf äußerer Einwirkung beruhendes, plötzliches, örtlich und zeitlich bestimmbares, 

einen Körperschaden verursachendes Ereignis, das in Ausübung oder infolge des Dienstes 

eingetreten ist. Er nehme an, dass die Voraussetzung des § 34 Abs. 1 BremBeamtVG 

erfüllt seien. Deshalb greife auch· die Vorschrift des§ 34 Abs. 6 BremBeamtVG. Dass er 

bei einem Reanimationsversuch das Ableben der verunfallten Person erlebt habe, erfülle 

die Anforderungen des § 34 Abs. 6 BrerriBeamtVG. Es sei für jeden Menschen schwer 

erträglich, zu sehen wie eine Person versterbe. Die Gefahr sei bei ihm sogar wesentlich 

höher, da er im Rahmen seiner beruflichen Tätigkeit mit seinen Reanimationsversucheri 

den Eintritt des Todes habe verhindern wollen. Zudem stufe- die Beklagte ihn als einen 

„erfahrenen Beamten" ein, wobei diese Einstufung aufgrund des Alters schon nicht korrekt 

sei. Des.Weiteren überspanne die Beklagte die Anforderung an Dienstunfälle, auf welche 

· die Vorschrift des § 36 Abs. 6 BremBeamtVG Anwendung finde. Die Beklagte könne. sich

nicht darauf berufen,.dass es keine Anhaltspunkte für eine PTBS gebe, weil er noch nicht

fachärztlich untersucht worden sei. Es hätte erst eine fachärztliche Untersuchung geben

müssen, um den Vorfall im vollen Umfang beurteilen zu können. Daher sei eine

fachärztliche. Untersuchung absolut erforderlich, zumal er bis zum heutigen Tage immer

noch·an den Vorfall vom 10. März 2020 denken müsse. Sollte bei ihm zu einem späteren
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IV. 

Die Kostenentscheidung. beruht auf § 154 Abs. 1 VwGO. Die Entscheidung über die 

vorläufige Vollstreckbarkeit folgt aus§ 167 VwGO i.V.m. §§ 708 Nr. 11, §§ 711, 709 Satz 2 

der Zivilprozessordnung (ZPO). 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen dieses Urteil kann die Zulassung der Berufung beantragt werden. 

Der Antrag ist innerhalb eines Monats nach Zustellung dieses Urteils beim 

Verwaltungsgericht der Freien Hansestadt Bremen, Am Wall 198, 28195 Bremen, 

(Tag-/Nachtbriefkasten Justizzentrum Am Wall im Eingangsbereich) 

einzulegen. In dem Antrag ist das angefochtene Urteil zu bezeichnen. 

Innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung dieses Urteils sind die Gründe darzulegen, 
aus denen die Berufung zuzulassen ist. Die Begründung ist, soweit sie nicht bereits mit 
dem Antrag vorgelegt worden ist, bei dem Oberverwaltungsgericht der Freien Hansestadt 
Bremen, Am Wall 198, 28195 Bremen, einzureichen. 

Vor dem Oberverwaltungsgericht müssen sich die Beteiligten durch einen Rechtsanwalt 
oder eine sonst nach § 67 Abs. 2 Satz 1, Abs. 4 Sätze 4 und 7 VwGO zur Vertretung 
berechtigte Person oder Organisation vertreten lassen. Dies gilt auch für den Antrag, durch 
den ein Verfahren vor dem Oberverwaltungsgericht eingeleitet wird. 




